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Köln. Zwei Tage wurde intensiv ge-
sundheitspolitisch diskutiert. Das
Motto des diesjährigen Kongresses,
der coronabedingt mit limitierter
Teilnehmerzahl vor Ort sowie digital
stattfand, lautete „System am Limit –
Wie sieht der Weg in die Zukunft
aus?“. In vielen Veranstaltungen und
beim Networking zwischen den Vor-
trägen wurden Gestaltungswege für
die künftige Entwicklung des Ge-
sundheitswesens aufgezeigt und
diskutiert.

Abkehr von der
Bettenorientierung in NRW
In der Eröffnungsveranstaltung kriti-
sierte NRW-Gesundheitsminister
Karl-Josef Laumann die bisherige
Krankenhausplanung in seinem
Bundesland: „Eigentlich haben wir
gar keine und haben in den letzten
Jahrzehnten nie eine gehabt.“ Das
Feilschen um jedes Krankenhaus-
bett sei zu einer unendlichen Ge-
schichte geworden. „Das ist Anar-
chie, was wir in diesem Bereich erle-
ben“, so der Minister. „Deswegen
werden riesige Geldsummen und
personelle Ressourcen fehlgeleitet.“
Laumann warb stattdessen für den
neuen Landeskrankenhausplan, der
zurzeit in die parlamentarische Pha-
se geht und Anfang nächsten Jahres
umgesetzt werden soll. Grundlage
der Planung soll nicht mehr das
Krankenhausbett, sondern medizi-
nische Leistungsbereiche sein. Zu-
gleich warnte er vor dem Scheitern
des neuen Ansatzes. „Wenn die
Krankenhausplanung scheitert,
wird das Land keine Planung mehr
machen. Dann wird der G-BA das an
sich ziehen“, ist er überzeugt. „Und
wenn ich sehe, was die in der Not-
fallversorgung gemacht haben, kann
ich nur sagen: Wehret den Anfän-
gen.“ Anders als der G-BA seien Lan-
desregierungen demokratisch legiti-
miert und könnten zudem Rücksicht
auf die Unterschiede in den Regio-
nen nehmen und damit eine wirk-
lich gute Versorgung sicherstellen.

Hecken und Spahn sprechen sich
für Spezialisierung aus
Der G-BA-Vorsitzende Prof. Josef He-
cken („Karl-Josef Laumann gehört
zum Club der Freunde des G-BA.“)
glaubt nicht an eine vom G-BA ge-
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steuerte Krankenhausplanung. Denn
dazu sei eine Änderung des Grund-
gesetzes nötig. „Das werden die Bun-
desländer nicht mitmachen. Klappe
zu, Affe tot“, sagte er in seinem Vor-
trag zur künftigen Rolle des G-BA. Je-
doch könnte er sich vorstellen, dass
der G-BA in Zukunft strukturelle Vor-
gaben macht und die Bundesländer
auf der Basis dieser Kriterien ent-
scheiden, wo sie welche Leistungen
allokieren. Wenn man eine Grund-
versorgung in der Fläche haben und
elektive komplexe Leistungen an
Zentren bündeln will, müssten aller-
dings alternative Finanzierungsinst-
rumente entwickelt werden. Nur so
könnten kleine Standorte am Leben
bleiben und müssten nicht mit elekti-
ven Leistungen in die Menge gehen.
Derzeit, so Hecken, käme es zu einer
kalten Strukturbereinigung, wobei
Häuser schließen müssten, die man
dringend bräuchte. „Das kann nicht
das Modell der Zukunft sein“, sagte er.
Die Bündelung komplexer Leistun-
gen an Zentren löse zudem ein we-
sentliches Problem des deutschen
Krankenhauswesens: den Fachkräf-
temangel.

Dass eine bedarfsgerechte Kranken-
hausstruktur in Deutschland bislang
fehle, betonte auch Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn. In seinem
digitalen Exklusivinterview mit dem
neuen Kongresspräsidenten
Prof. Karl Max Einhäupl („Es geht
nicht um die Finanzierbarkeit, es
geht um Qualität.“) machte er deut-
lich, dass er nicht an ein schnelles
Ende der DRG-Fallpauschalen
glaubt. Auf die Einwände der DRG-
Kritiker, die gerne als Beispiel die
Feuerwehr nennen, bei der Vorhal-
tekosten unabhängig von den er-
brachten Leistungen finanziert wer-
den, entgegnete Spahn: „Ich habe
noch nie zwei Feuerwehrwachen
nebeneinander gesehen.“ Vielmehr
sei bei der Feuerwehr klar geregelt,
wer in welchem Fall was macht.
„Das haben wir in der Krankenhaus-
landschaft nicht.“ Nach Überzeu-
gung Spahns müsse geklärt werden,
wer welche Leistung erbringt. Er
wandte sich gegen das in Deutsch-
land immer noch weit verbreitete
Motto „Nähe vor Qualität“ und die
damit verbundene Gelegenheitschi-

rurgie. „Ich möchte in diesem Land
nicht mehr sehen, dass ein Kranken-
haus zehn Prostata-Operationen im
Jahr macht“, machte der Minister
deutlich. „Das ist Patientengefähr-
dung.“

Renommierter
Gesundheitsökonom plädiert für
Krankenhausschließungen
„Weniger ist mehr und besser“, sagte
Gesundheitsökonom Prof. Reinhard
Busse von der TU Berlin und teilte
damit die Meinung, die Hecken An-
fang Juli in einem viel kritisierten
FAZ-Interview vertreten hatte. Mit
Blick auf die deutlich zurückgegan-
genen Patientenzahlen plädierte er
für Schließung von Standorten. Die
viel beschworene Erreichbarkeit
dürfe aus seiner Sicht nicht das we-
sentliche Merkmal für die Gestal-
tung der Krankenhausstrukturen
sein. „Wenn Patienten schnell in
einem Krankenhaus sind, wo ihnen
nicht adäquat geholfen wird, nützt
dieses Gebäude, wo draußen „Kran-
kenhaus“ draufsteht, herzlich we-
nig“, sagte er. Ein Krankenhaus dürfe
aus seiner Sicht nur die Leistungen
erbringen, für die es personell und
technisch adäquat ausgestattet ist,
wie es etwa die neue NRW-Kranken-
hausplanung vorsieht. Nach dieser
Maxime müssten auch die Planung
und die Finanzierung ausgerichtet
sein.

Krankenhausexperte aus den USA
fordert radikalen Systemwechsel
Dr. Benedikt Simon, ehemaliger
Strategieberater bei McKinsey und
aktuell Harkness Fellow des Com-
monwealth bei Kaiser Permanente
in Washington D.C., warf aus der
Ferne einen kritischen Blick auf die
aktuellen Entwicklungen im deut-
schen Gesundheitswesen. Finan-
zielle Fehlanreize führten zu Quali-
tätsverlusten. „Das System ist dauer-
haft nicht stabil.“ Das von Lohfert &
Lohfert erstellte Gutachten zur
Krankenhausplanung NRW kritisier-
te er scharf, da die wesentlichen Zu-
kunftstrends der Digitalisierung, der
Ambulantisierung und der intersek-
toralen Zusammenarbeit nicht ad-
äquat berücksichtigt worden seien.
Die Planung des zukünftigen Be-
darfs beruhe auf einer Fortschrei-
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bung einer aktuellen Fehlversor-
gung, für die wiederum nicht die
Krankenhäuser verantwortlich sei-
en, sondern die Politik. „Wir brau-
chen einen Systemwechsel.“ In die-
sem Zusammenhang forderte er
eine Abkehr von der DRG-Vergütung
hin zu prospektiven sektorübergrei-
fenden Versorgungs- budgets je Ver-
sicherten in Form von Capitation-
Modellen und verwies auf sein gera-
de erschienenes Buch „Zukunft der
Gesundheitsversorgung“, in dem
erstmalig die Top-Manager des
deutschen Gesundheitswesens zu
Wort kommen, um ihre Visionen

und Konzepte für die Ausgestaltung
eines modernen, zeitgemäßen und
zukunftsfähigen Systems vorzustel-
len.

Betriebsführungsverträge mit
einer Managementgesellschaft
als Handlungsoption
Weitere Schwerpunkte des führen-
den Kongresses für Gesundheits-
politik und Gesundheitswirtschaft
zwischen Rhein und Ruhr stellten
die Digitalisierung sowie die immer
schwieriger werdende wirtschaftli-
che Situation der etwa 1.900 Kran-
kenhäuser der Republik dar. Nach-

dem 2020 aufgrund der Freihalte-
pauschalen in den meisten
Krankenhäusern positive Jahres-
ergebnisse zu konstatieren waren,
führten die aktuellen und für die Zu-
kunft zu erwartenden Fallzahlrück-
gänge zu einer deutlichen Ergebnis-
verschlechterung. In der Folge rolle
eine Privatisierungswelle auf die
Krankenhauslandschaft zu, waren
sich viele Kongressteilnehmer einig.
Um die volle gesellschaftsrechtliche
Kontrolle zu behalten, stelle daher
ein Betriebsführungsvertrag mit
einer auf Turnaroundmanagement
spezialisierten Managementgesell-
schaft eine sinnvolle Alternative
zum Verkauf für immer mehr Land-
räte, Bürgermeister und Bischöfe
dar. Von daher wandele sich auch
das Bild des Geschäftsführers vom
klassischen Krankenhausdirektors
hin zum modernen Klinikmanage-
mentexperten.

Die Kongressleiterin und Geschäfts-
führerin von WISO S. E. Consulting
GmbH Claudia Küng war mit dem
Verlauf des hybrid durchgeführten
Kongresses zufrieden. „Die Teilneh-
mer und Referenten gehen inzwi-
schen völlig souverän mit dem hyb-
riden Format um“, lautet ihr Fazit.

Für die KU Gesundheitsmanagement:
Dr. Nicolas Krämer

Kurz vor der Bundestagswahl kam es
zu einer Reflexion des Wahlkampfes
unter dem Thema der Krankenversi-
cherung Deutschlands für die Zu-
kunft. Eine Diskussion zur Einfüh-
rung der Bürgerversicherung
entstand zwischen den Parteien,
vertreten durch die Union, SPD und
Grüne/Bündnis90 als auch Vertre-
tenden der Gesetzlichen und Priva-
ten Krankenversicherungen.

Die Lager könnten unterschiedli-
cher nicht sein: Erwin Rüddel (CDU)
als auch Dr. Florian Reuther (PKV)
sehen keinerlei Bedarf, am aktuellen
System zu rütteln. Herr Rüddel führ-
te an, dass gerade nach der Pande-
mie andere Hürden zu bewältigen
seien, als eine „Staatsmedizin“ einzu-
führen. Welche Probleme aktuell an-
stehen, würde von Herrn Dr. Reuther

Bürgerversicherung – ja, nein, vielleicht?
Diskussionsrunde der apoBank

konkretisiert: Keine Einheitsversi-
cherung, die nicht mehr zeitgemäß
ist, sondern Themen wie ländliche
Versorgung zu sichern, Digitalisie-
rung voran zu treiben („Das Fax ab-
schaffen“) und das gute Niveau mit
Hinblick auf den demografischen
Wandel zu halten.

Von einer schlechteren „Staatsversi-
cherung“ sei nicht zu sprechen, die
Versorgung soll an keiner Stelle lei-
den, so Frau Hilde Mattheis (SPD,
MdB). Vielmehr gehe es darum, am
historischen Grundgedanken fest-
zuhalten und eine faire Versiche-
rung für alle Bürgerinnen und Bür-
ger zu schaffen. Deswegen sollen
auch künftig alle Erträge bebeitragt
werden. Volle Zustimmung kam da-
her von Herrn Prof. Dr. Armin Grau
(Grüne/Bündnis 90), der betonte,

besonders eine solidarische Versor-
gung hinsichtlich Einzahlung und
Versorgung zu schaffen. Zahnersatz,
Brillenzuzahlung und andere Leis-
tungen müssen auch für Geringver-
dienende erschwinglich sein. Einer
Umsetzung der angestrebten Bür-
gerversicherung stimmte Herr And-
reas Storm (DAK) nicht voll zu, son-
dern zeigte eher umsetzbare Kon-
zepte in Sachen Reformen für die
nächste Legislaturperiode auf. Kurz-
fristige Umsetzungen seien hier die
Prämisse zur Veränderung.

Prof. Dr. Andreas Beivers von der
Hochschule Fresenius in München
moderierte souveräne die Diskus-
sion.

Ihre KU Fachredakteurin
Dr. Vanessa Neubauer
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Abb.: Kongresspräsident Prof. Karl Max Einhäupl (links) im Interview mit
dem G-BA-Vorsitzenden Prof. Josef Hecken Quelle: Dr. Nicolas Krämer


